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Merkblatt zum Sammelantrag für das Jahr 2017 

Jeder Landwirt, der an einer der folgenden Fördermaßnahmen teilnehmen möchte, muss den Sammelantrag stellen und 
die entsprechenden Formulare einreichen: 

Fördermaßnahme Formular/Bescheinigung/Genehmigungen 

Für alle nachfolgenden Fördermaßnahmen  
einzureichende Formulare des  
Sammelantrages 

Mantelbogen des Sammelantrages, Betriebsprofil, Anlage AB Aktiver 
Betriebsinhaber, Flächenverzeichnis, LE-Verzeichnis, Feldblockkarten, 
und: 
bei nicht landwirtschaftlichen Tätigkeiten auf Flächen: Anlage NLT 
bei Fruchtart 51: Anlage Fruchtart 051  
bei Fruchtart 583: Anlage Naturschutzflächen  
bei Flächen auf Flugplätzen, Golfplätzen oder Militärgeländen: formlose 
Zusatzerklärung 

Zuweisung von Zahlungsansprüchen  
als Junglandwirt, Neueinsteiger oder Härtefall aus 2015 

Zuweisungsantrag (nur für Junglandwirte, Neueinsteiger oder Härtefälle 
des letzten Jahres) und  
ggf. Junglandwirt-Angaben sowie 
die im Zuweisungsantrag oder in den Anlagen geforderten Nachweise 

Basisprämie und Greeningprämie – Auszahlungsantrag  
 

Anlage A und:  
bei Hanfanbau: Anlage A4, 
bei Niederwald mit Kurzumtrieb: Anlage KUP 
bei Leguminosenanbau als ökol. Vorrangfläche: Anlage Leguminosen 
bei ökologischer Bewirtschaftung: Bescheinigung(en) der Öko-
Kontrollstelle und ggf. Anlage ZÖP 
bei Flächentausch über 50%: Anlage Flächentausch 
bei DGL-Umbruch in anderen Bundesländern: Genehmigung 

Ausgleichszulage für benachteiligte Gebiete Anlage B 

Ausgleichszahlung für Gebiete  
mit umweltspezifischen Einschränkungen 

Anlage B1 

Umverteilungsprämie  Anlage C 

Junglandwirteprämie  Anlage D und die dort geforderten Nachweise 

Kleinerzeugerregelung  Anlage E 

Maßnahmen gemäß den Richtlinien über Markt- und 
standortangepasste Landbewirtschaftung,  
langjährige Stilllegung, Uferrandstreifen, Weidehaltung 
von Milchkühen, Umwelt- und tiergerechte Haltungsver-
fahren auf Stroh (Grundanträge 2011 bis 2013),  
Vertragsnaturschutz, Forstmaßnahmen, ökologische 
Produktionsverfahren, Grünlandextensivierung, Zwi-
schenfruchtanbau, Vielfältige Kulturen, Uferrand- und 
Erosionsschutzstreifen, Sommerweidehaltung   

jeweiliger Auszahlungsantrag der Agrarumweltmaßnahme (AUM) bzw. der 
Agrarumwelt- und Klimaschutzmaßnahme 

Alle Formulare, die Sie benötigen, können Sie bei Ihrer Kreisstelle oder im Internet unter www.landwirtschaftskammer.de erhalten. 

Wichtig! Es wird empfohlen, neben dem hier vorliegenden Merkblatt auch alle Merkblätter zu den verschiedenen För-
dermaßnahmen und den o.g. Anlagen, die sich im ELAN-Programm befinden, und auch Veröffentlichungen in der Fach-
presse aufmerksam zu lesen. Besonders in der Broschüre des Bundes „Umsetzung der EU-Agrarreform in Deutschland“ 
(Ausgabe 2015) werden die beantragbaren Direktzahlungen, aber auch die Bestimmungen/Verpflichtungen ausführlich 
und gut verständlich beschrieben. Diese Broschüre kann im Internet  unter www.landwirtschaftskammer.de unter der 
Rubrik Förderung abgerufen werden. Bei Fragen im Zusammenhang mit der Antragstellung ist frühzeitig mit der zustän-
digen Kreisstelle Kontaktaufzunehmen. In jedem Fall ist in diesem Jahr zu beachten, dass es nicht mehr möglich ist, die 
Antragsunterlagen in Papierform einzureichen, es ist nur noch die elektronische Antragstellung möglich. Wenn Sie dort 
Hilfe benötigen, wenden Sie sich bitte an Ihre zuständige Kreisstelle. 

Allgemeine Hinweise und Antragstermine 

Jeder Betriebsinhaber stellt für sämtliche in Deutschland gelegenen Flächen einen einzigen Antrag bei der für den Sitz 
des Unternehmens zuständigen Behörde (Ausnahme: Maßnahmen des Ländlichen Raums). Hofübergaben müssen 
unverzüglich der Kreisstelle schriftlich mitgeteilt werden. Eine eigenständige Bewirtschaftung eines Betriebes muss im 
Zweifelsfall nachgewiesen werden können.  

Im Mantelbogen zum Sammelantrag ist das Geburtsdatum bzw. bei juristischen Personen ist das Gründungsdatum 
einzutragen. Es ist die aktuelle Bankverbindung (d.h. Kreditinstitut, BIC und IBAN) anzugeben. Änderungen der Bank-
verbindung im Laufe des Jahres sind unverzüglich der Kreisstelle mitzuteilen! In der Anlage AB – Aktiver Betriebsinhaber 
ist von allen Antragsteller die „aktive“ Betriebsinhabereigenschaft jährlich nachzuweisen (siehe Merkblatt Anlage AB – 
Aktiver Betriebsinhaber). 

Falls eine andere Person in Ihrem Namen den Antrag stellt bzw. ändert, müssen Sie für diese Person die Vollmacht 
schriftlich erteilen. Diese Vollmachtserklärungen gelten auch für Gesellschaften, die einen Gesellschafter beauftragen, 
den Antrag zu stellen bzw. zu ändern. Bitte verwenden Sie für die Vollmachtserklärung das entsprechende Formular im 
ELAN-Programm. 

Spätester Antragstermin ist der 15. Mai 2017! Bis dahin muss der Sammelantrag bei der zuständigen Kreisstelle bzw. 
der Datenbegleitschein gültig eingegangen sein. Bei verspäteter Antragstellung werden die Prämien gekürzt (1% je Ar-

http://www.landwirtschaftskammer.de/
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beitstag Verspätung des jeweiligen Auszahlungsantrages). Die Anträge werden vollständig abgelehnt, wenn sie bzw. die 
Datenbegleitscheine erst nach dem 09. Juni 2017 eingehen bzw. gültig werden. Für Anträge auf die Sommerweidehal-
tung gilt die Nachfrist bis 09 Juni nicht. Diese Anträge bzw. die Datenbegleitscheine müssen immer bis spätestens 15. 
Mai eingehen! Änderungen, die zur Erhöhung der beantragten Flächen führen, können bis zum 09. Juni 2017 (ab 01. Juni 
2017: ggf. Säumniskürzung) im Antrag vorgenommen werden. Ändert sich nach Antragstellung die tatsächliche oder ge-
plante Hauptnutzung der Flächen im Zeitraum 1. Juni bis 15. Juli 2017, so ist die zuständige Kreisstelle in jedem Fall 
unverzüglich schriftlich zu unterrichten.  

Höhere Gewalt / außergewöhnliche Umstände oder nichtlandwirtschaftliche Flächennutzung 

Kann ein Betriebsinhaber aufgrund höherer Gewalt oder außergewöhnlicher Umstände seinen Verpflichtungen bezogen 
auf das jeweilige Förderprogramm nicht nachkommen (z.B. eine Fläche steht nicht an für Basisprämie relevanten Stich-
tag, dem 15. Mai, zur Verfügung), so ist der Antragsteller verpflichtet, innerhalb von 15 Arbeitstagen nach dem Zeitpunkt, 
ab dem er hierzu in der Lage ist, dies schriftlich mitzuteilen. Wird seitens der Behörde das Vorliegen höherer Gewalt oder 
außergewöhnlicher Umstände festgestellt, so ist die Fläche weiterhin beihilfefähig.  

Flächen, auf denen nichtlandwirtschaftliche Tätigkeiten/anderweitige Nutzungen stattfinden, die länger als 14 aufeinan-
derfolgende Tage dauern, oder Flächen, auf denen nichtlandwirtschaftliche Tätigkeiten/anderweitige Nutzungen von ins-
gesamt mehr als 21 Tage im Kalenderjahr stattfinden, sind nicht förderfähig.  

Beabsichtigt ein Betriebsinhaber nach der Antragstellung eine anderweitige Nutzung (z.B. Osterfeuer), so ist dies der 
zuständigen Behörde mindestens drei Tage vorher schriftlich anzuzeigen. Diese entscheidet darüber, ob trotz anderweiti-
ger Nutzung die Fläche weiterhin beihilfefähig bleibt. Bei anderweitigen Nutzungen vor der Antragstellung ist die Anlage 
NLT bei Antragstellung einzureichen. 

Cross Compliance-Bestimmungen beachten 

Die Gewährung von Beihilfen ist an die Einhaltung anderweitiger Verpflichtungen (Cross Compliance) gebunden. Unab-
hängig von der Beantragung sind z.B. die flächenbezogenen Verpflichtungen für alle im Flächenverzeichnis angegebe-
nen Flächen einzuhalten. Den Ihnen vorliegenden Unterlagen ist eine entsprechende Information der Zahlstelle für das 
Jahr 2017 beigefügt (bei ELAN-Antragstellung befindet sich die Information im ELAN-Programm).  

Werden Verstöße gegen CC-Bestimmungen festgestellt, so erfolgt ggf. eine Kürzung aller beantragten Beihilfen (Aus-
nahme: Teilnahme an der Kleinerzeugerregelung). Hierbei ist zu beachten, dass Sie für die Einhaltung der anderweitigen 
Verpflichtungen während des gesamten Kalenderjahres verantwortlich sind. Dies gilt auch, wenn Sie die Fläche erst nach 
dem Verstoß, aber spätestens bis zum 15. Mai, übernommen haben bzw. wenn Sie die Fläche nach dem 15. Mai, aber 
vor dem Verstoß, abgegeben haben.  

Flächenverzeichnis 2017, Aufstellung Landschaftselemente 2017 (LE-Verzeichnis) und Feldblockkarten  

Beachten Sie bitte unbedingt die Hinweise zum Ausfüllen des Flächen- und LE-Verzeichnisses 2017 sowie die Hinweise 
in den Formularen/Informationen der verschiedenen Fördermaßnahmen. Hier können nur einige wichtige Punkte ange-
sprochen werden: 

 Im Flächenverzeichnis wurden Angaben aus 2016 zum Feldblock, zur Nutzung sowie zum Benachteiligten Gebiet 
(Stand: Mitte Februar 2017) vorgedruckt. Prüfen Sie diese Angaben unbedingt und nehmen Sie notwendige Korrektu-
ren/Ergänzungen vor. 

 Alle bewirtschafteten Schläge sind anzugeben, andernfalls kann es zu Kürzungen kommen! Ausnahme: Flächen in 
anderen Staaten sind nicht anzugeben. Für diese kann eine Antragstellung nur in dem jeweiligen Staat erfolgen. 

 Folgende Flächen gelten, auch wenn sie landwirtschaftlich genutzt werden, immer als hauptsächlich für eine nicht 
landwirtschaftliche Tätigkeit genutzt und sind somit nie beihilfefähig und nicht im Flächenverzeichnis anzugeben: 

- zu Verkehrsanlagen für Wege-, Straßen-, Schie-
nen- oder Schiffsverkehr gehörende Flächen; 

- dem Luftverkehr dienende Start- u. Landebahnen; 
- Freizeit-, Erholungs- und Sportflächen (mit Aus-

nahme von außerhalb der Vegetationsperiode für 
den Wintersport genutzten Flächen); 

- Parkanlagen, Ziergärten; 
- Flächen auf Truppenübungsplätzen, soweit die Flä-

chen vorrangig militärisch genutzt werden; 

- Photovoltaikflächen; 
- Deponien vor Ablauf der Stilllegungsphase. 

 Für alle bewirtschafteten Schläge ist die jeweilige Hauptfrucht/-kultur in den Spalten 16 und 17 anzugeben. Die 
Hauptfrucht/-kultur ist die Fruchtart, die sich im Zeitraum 1. Juni bis 15. Juli am längsten auf der Fläche befindet.  

 Für alle bewirtschafteten Schläge ist mittels Einzeichnung  des Schlages auf dem Luftbild (siehe im ELAN-
Programm unter GIS) die bewirtschaftete Größe genau anzugeben. Diese Größe wird dann in das Flächenverzeich-
nis automatisiert übernommen. Alle Flächenangaben werden in ha, ar, qm angegeben. Dies ist neben der Vermei-
dung von Sanktionen seit 2015 besonders für die verschiedenen Berechnungen im Zusammenhang mit den Gree-
ning-Verpflichtungen erforderlich.  

 Folgende Spalten des Flächenverzeichnis sind seit 2015 auszufüllen: 

- Spalte 15 - Angabe des Ansaatjahres für „echtes“ Dauergrünland (Fruchtarten 57, 459, 480, 492, 567, 572, 592, 
972 u. 994) und „potentielles“ Dauergrünland (Fruchtarten 422, 424, 433, 591, 859) oder Angabe, ob es sich be-
reits um Dauergrünland handelt (E = DGL-Ersatzfläche). Liegt das tatsächliche Ansaatjahr vor dem Jahr 2010, 
so ist 2010 anzugeben. Befindet sich auf einer Fläche 5 Jahre lang potentielles Dauergrünland erhält die Fläche 
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den Dauergrünlandstatus. Weitere Informationen sind dem DGL-Merkblatt zu entnehmen. 

- Spalte 20: Angabe, ob und in welcher Weise der Teilschlag als im Umweltinteresse genutzte Fläche (Ökologi-
sche Vorrangfläche) beantragt wird. In dieser Spalte sind nur Angaben zu machen, wenn die Vorgaben der öko-
logischen Vorrangflächen (5%) zu erfüllen sind.  

- Spalte 21 - 22: Werden „3-Streifen am Waldrand (ohne Produktion) ÖVF“, „4-Pufferstreifen ÖVF AL“, „5-
Pufferstreifen ÖVF GL“ oder „6-Feldrand ÖVF“ als Ökologische Vorrangflächen in der Spalte 20 beantragt, so ist 
hier der Bezugsschlag (Ackerschlag, an dem der „Streifen-Teilschlag“ angrenzt) anzugeben. 

 Für Schläge in anderen Bundesländern ist es erforderlich, dass Sie sich die Luftbilder sowie die Flächenidentifikato-
ren (FLIK) ggf. bei den dort zuständigen Behörden vor Antragstellung besorgen. 

 Für die Förderung von Agrarumweltmaßnahmen und der Ausgleichszulage für benachteiligte Gebiete sowie der 
Ausgleichszahlung für Gebiete mit umweltspezifischen Einschränkungen kann es erforderlich sein, die Schläge tie-
fer in Teilschläge zu unterteilen, um die Beteiligung an bestimmten Pflegeprogrammen oder Gebietskulissen o.ä. 
abzubilden. Soweit diese Unterteilung in entsprechenden Anträgen des Jahres 2016 bereits erfolgt ist, sollten Sie 
diese Schlageinteilung nach Möglichkeit beibehalten. 

 In der „Aufstellung Landschaftselemente 2017 (LE-Verzeichnis)“ wurden Angaben zu allen in 2016 angegebe-
nen Landschaftselementen (Stand: Mitte Februar 2017) vorgedruckt. Prüfen Sie diese Angaben unbedingt und 
nehmen Sie notwendige Korrekturen/Ergänzungen vor. Beachten Sie hierbei, dass nur LE angegeben werden dür-
fen, die in der Code-Liste der Landschaftselemente 2017 beschrieben sind und die dort angegebenen Regelun-
gen bzgl. minimalen bzw. maximalen Flächengrößen erfüllen. Dies gilt auch für die Angabe von Ufervegetationen, 
die im Zusammenhang mit Pufferstreifen als Ökologische Vorrangflächen im LE-Verzeichnis angegeben werden 
können.  

 Grenzt ein LE sowohl an Dauergrünlandflächen (DGL) als auch an Ackerflächen (AL) bzw. sowohl an Ackerflächen 
(AL) als auch an Dauerkulturen (DK) bzw. Dauergrünlandflächen (DGL) als auch an Dauerkulturen (DK), so hat die 
Zuordnung des LE zu den DGL-, AL- oder DK-Flächen dauerhaft zu erfolgen. Änderungen in den folgenden Jahren 
sind nur zulässig, wenn sich die tatsächlichen Gegebenheiten ändern (z.B. eine AL-Fläche wird zur DGL-Fläche).  

 In der Spalte 16 des LE-Verzeichnisses ist anzugeben, ob das Landschaftselement/die Ufervegetation als im Um-
weltinteresse genutzte Fläche (Ökologische Vorrangfläche) beantragt wird. In dieser Spalte sind nur Angaben zu 
machen, wenn die Vorgaben der ökologischen Vorrangflächen (5%) zu erfüllen sind. 

 Die Angaben zu LE aus anderen Bundesländern sind ggf. bei der dort zuständigen Behörde vor Antragstellung zu 
besorgen und auf einem gesonderten Blatt zu ergänzen.  

 Unter Berücksichtigung der Ergebnisse des vorjährigen Antragsverfahrens sind die Ihrem Betrieb zugeordneten 
Feldblöcke  vorgeblendet. Weiterhin sind alle bekannten LE, die sich in diesen Feldblöcken befinden bzw. die unmit-
telbar räumlich an diese Feldblöcke angrenzen, vorgeblendet.  

 Alle bewirtschafteten Schläge 2017 und alle angegebenen Landschaftselemente sind einzuzeichnen. Dabei ist auf 
eine möglichst präzise Zeichnung (Lage und Größe) zu achten, da die eingezeichnete Größe der beantragten Flä-
che entspricht.  

Bitte beachten Sie, dass  

 die Fruchtart 583 – Naturschutzflächen gemäß Art. 32 Abs. 2 b) i) der VO (EU) Nr. 1307/2013 nur verwendet 
werden darf, wenn für die jeweilige Fläche die Betriebsprämie 2008 gewährt wurde und die Fläche anschließend 
durch fachbehördliche Auflagen oder sonstige Anordnungen infolge der Anwendung der FFH-, Vogelschutz- oder 
Wasserrahmenrichtlinie nicht mehr der Definition Dauergrünland oder Acker entspricht. Dies muss für jede Fläche 
schriftlich durch die zuständige untere Landschaftsbehörde bzw. untere Wasserbehörde bestätigt werden. Diese 
Bestätigung ist bei Antragstellung einzureichen. Wurde diese Bestätigung bereits in den Vorjahren eingereicht, 
muss diese nicht erneut eingereicht werden, wenn die Größe der Fläche unverändert ist. Wurde die Fläche aller-
dings größer, so ist eine neue Bescheinigung einzureichen. Die entsprechenden Leerformulare der Bestätigungen 
finden Sie sowohl im ELAN-Programm als auch im Internet der Landwirtschaftskammer NRW.  

 Sie für Flächen im Bereich von Militärgeländen, Flug- oder Golfplätzen ggf. weitere Unterlagen und Erklärungen 
zum Zeitpunkt der Antragstellung einreichen müssen. Wenden Sie sich daher ggf. vor Antragstellung an die zustän-
dige Kreisstelle. 

 die Fruchtarten 972 und 973 (NFF: Dauergrünland bzw. Ackernutzung) nur für Spezialfälle im Zusammenhang 
mit Vertragsnaturschutz oder mit Flächen auf Militärgeländen, Flug- oder Golfplätzen (ggf. mit weiteren Erklärungen) 
zulässig sind. Stimmen Sie die Verwendung vor der Antragstellung mit der zuständigen Kreisstelle ab. 

Fördermaßnahmen der 1. Säule der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) - Direktzahlungen 

Grundvoraussetzung für alle Direktzahlungen sind Zahlungsansprüche. Die Zahlungsansprüche der Jahre 2005 bis 
2014 sind für die Anträge ab dem Jahr 2015 nicht mehr gültig, da im Jahr 2015 neue Zahlungsansprüche zugewiesen 
wurden. Die Berechtigung, die Direktzahlungen zu erhalten, ist nur für „aktive Betriebsinhaber“ zulässig (siehe Merk-
blatt aktive Betriebsinhaber.  

Im Jahr 2017 können folgende Direktzahlungen beantragt werden: 

Mit der Anlage A zum Sammelantrag kann die Basisprämie (Nachfolger der Betriebsprämie) und die Greeningprämie 
beantragt werden. Weitere Informationen zu diesen beiden Prämien und zu den damit verbundenen Greening-
Verpflichtungen sind den nachfolgenden Seiten zu entnehmen.  
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Mit der Anlage C zum Sammelantrag kann die Umverteilungsprämie für bis zu 46 im Rahmen der Basisprämie akti-
vierte Zahlungsansprüche beantragt werden. Weitere Informationen können dem Merkblatt zur Umverteilungsprämie 
entnommen werden. 

Mit der Anlage D zum Sammelantrag kann die Junglandwirteprämie für bis zu 90 im Rahmen der Basisprämie aktivier-
te Zahlungsansprüche beantragt werden. Antragsberechtigt sind Betriebe, die von sogenannten „Junglandwirten“ als 
Betriebsleiter kontrolliert werden. Hierfür darf der Junglandwirt im Jahr 2017 noch keine 41 Jahre alt sein oder werden 
und er darf sich frühestens ab dem 01. Januar 2012 als Betriebsleiter erstmalig niedergelassen haben. Weitere Informa-
tionen können dem Merkblatt zur Junglandwirteprämie entnommen werden. 

Zusätzlich können Antragsteller die Fortführung der Teilnahme an der Kleinerzeugerregelung mit der Anlage E zum 
Sammelantrag beantragen. Die vorgenannten Anträge (Anlagen A, C und ggf. D) sind in diesem Fall trotzdem einzu-
reichen. Die Direktzahlungen werden hierbei auf einen Höchstbetrag von insgesamt 1.250 € begrenzt. Die teilnehmen-
den Betriebe sind von den Greening-Verpflichtungen befreit und unterliegen nicht den CC-Auflagen. Weitere Informatio-
nen können dem Merkblatt zur Kleinerzeugerregelung entnommen werden.  

Die bereits aus den früheren Antragsverfahren bekannten sonstigen Regelungen hinsichtlich Antragstellung, Fristen 
(siehe Hinweise auf der ersten Seite des Merkblatts), Kürzungen und Sanktionen wurden größtenteils beibehalten. Wei-
tere Informationen zu diesen Themen können der Broschüre des Bundes „Umsetzung der EU-Agrarreform in Deutsch-
land“ (Ausgabe 2015) entnommen werden.  

Für die Antragstellung 2017 gilt folgende Bagatellgrenze für die Gewährung von Direktzahlungen: Der Betrieb muss 
über mindestens 1 ha beihilfefähige Fläche (ggf. auch nach Abzug von Sanktionen) und über mindestens 1 ZA verfü-
gen.  

Wie bereits im Jahr 2016 (Kürzungsfaktor: 1,353905%) wird auch im Jahr 2017 voraussichtlich eine Kürzung aufgrund 
der Haushaltsdisziplin vorgenommen. Aus diesem Grund sind alle einem Betriebsinhaber in einem Kalenderjahr zu 
gewährenden Direktzahlungen (Basisprämie, Greeningprämie, Umverteilungsprämie, Junglandwirteprämie), die die 
Freibetragsgrenze von 2.000 € überschreiten, entsprechend zu kürzen. Somit ist bei jeder Auszahlung zu prüfen, ob der 
Freibetrag durch die anstehende Auszahlung unter Einbeziehung der bereits getätigten Zahlungen überschritten wird. 
Ist dies nicht der Fall, wird ohne Abzug ausgezahlt. Sobald der Freibetrag von 2.000 € überschritten wird, findet der 
Abzug für den die Freibetragsgrenze übersteigenden Teil des Beihilfebetrages statt. Der für 2017 geltende Kürzungsfak-
tor soll bis spätestens 01.12.2017 von der EU bekanntgegeben werden. 

Da die Direktzahlungen 2016 aufgrund der Haushaltsdisziplin gekürzt wurden, besteht die Möglichkeit, dass den Emp-
fängern von Direktzahlungen 2017 oberhalb der Freibetragsgrenze von 2.000 € wie bereits im Jahr 2016 eine Erstat-
tung der Haushaltsdisziplin gewährt wird, sofern die geschaffene Reserve für Krisen im Agrarsektor nicht bis zum 
15.10.2017 für Krisenmaßnahmen verwendet werden. 

Basisprämie (Nachfolger der Betriebsprämie) 

Antragsberechtigt ist ein „aktiver Betriebsinhaber“, der spätestens am 15.05.2017 über beihilfefähige Flächen verfügt 
und voraussichtlich aufgrund seines Antrages auf Zuweisung von Zahlungsansprüchen für das Jahr 2017 über Zah-
lungsansprüche verfügen wird und diese ganz oder teilweise wie nachfolgend erläutert, aktiviert.  

Seit 2015 gibt es nur noch Zahlungsansprüche (Abk.: ZA), die mit beihilfefähigen Flächen aktiviert werden können. Die 
Übertragung von ZA an andere Betriebsinhaber (Verkauf/Verpachtung) ist nur in 2017über der ZID möglich.ZA müssen 
innerhalb von zwei Jahren genutzt werden, ansonsten werden die über zwei Jahre nicht genutzten ZA in die Nationale 
Reserve eingezogen. Für die Aktivierung eines ZA wird ein Hektar beihilfefähige Fläche benötigt.  

Die Zeitwerte der ZA werden in den Jahren 2015 bis 2018 jährlich für die Regionen und ab 2019 bundeseinheitlich 
ermittelt. Die derzeit erwarteten Schätzwerte für alle deutschen Regionen und für die Jahre 2015 bis 2019 können im 
Anhang 2 der Broschüre des Bundes „Umsetzung der EU-Agrarreform in Deutschland“ (Ausgabe 2015) nachgelesen 
werden. Für Nordrhein-Westfalen lag der Zeitwert im Jahr 2017 bei 188,83 € je ZA. Sobald die Zeitwerte für das Jahr 
2017 feststehen, werden sie im Bundesanzeiger veröffentlicht. 

Beihilfefähig im Rahmen der Basisprämie ist  

 jede landwirtschaftliche Fläche des Betriebes, die als Ackerland, Dauergrünland oder Dauerkultur genutzt wird, 

 jede Fläche mit Niederwald mit Kurzumtrieb (Fruchtart 841) mit einer zulässigen Pflanzengattung und Art, die für 
eine landwirtschaftliche Tätigkeit genutzt wird,  

 jede Fläche, für die in 2008 ein Anspruch auf Zahlung der Betriebsprämie bestand und die infolge der Anwendung 
der Vogelschutzrichtlinie, der FFH-Richtlinie oder der Wasserrahmenrichtlinie nicht mehr der Definition „beihilfefä-
hig“ entspricht (Fruchtart 583) oder die im Rahmen der VO (EG) Nr. 1257/99, der VO (EG) Nr. 1698/2005 bzw. der 
VO (EU) Nr. 1305/2013 aufgeforstet (Fruchtart 564) oder stillgelegt wurde (Fruchtarten 563, 567). 

Dauergrünland sind Flächen, die durch Einsaat oder auf natürliche Weise (Selbstaussaat) zum Anbau von Gras oder 
anderen Grünfutterpflanzen genutzt werden und mindestens fünf Jahre lang nicht Bestandteil der Fruchtfolge des land-
wirtschaftlichen Betriebes sind. Es können dort auch andere Pflanzenarten wachsen, wie Sträucher und/oder Bäume, 
die abgeweidet werden können, sofern Gras und andere Grünfutterpflanzen weiterhin vorherrschen. Zum Dauergrün-
land zählen auch Flächen, die abgeweidet werden können und einen Teil der etablierten lokalen Praktiken darstellen, 
wo Gras und andere Grünfutterpflanzen traditionell nicht in Weidegebieten vorherrschen (zum Beispiel Heide). 

Ackerland sind für den Anbau landwirtschaftlicher Kulturpflanzen genutzte Flächen und in einem guten landwirtschaftli-
chen und ökologischen Zustand erhaltene Flächen nach Artikel 94 der VO (EU) Nr. 1306/2013 oder für den Anbau 
landwirtschaftlicher Kulturpflanzen verfügbare, aber brachliegende Flächen, einschließlich stillgelegter Flächen gemäß 
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den Verordnungen (EG) Nr. 1257/1999, Nr. 1698/2005 und der Verordnung (EU) Nr. 1305/2013, unabhängig davon, ob 
sich diese Flächen unter Gewächshäusern oder anderen festen oder beweglichen Abdeckungen befinden oder nicht. 
Flächen, die aus der Produktion genommen wurden, müssen vorher landwirtschaftlich genutzt worden sein. 

Dauerkulturen sind nicht in die Fruchtfolge einbezogene Kulturen, außer Dauergrünland, die für die Dauer von mindes-
tens fünf Jahren auf den Flächen verbleiben und wiederkehrende Erträge liefern, einschließlich Reb- und Baumschulen 
und Niederwald mit Kurzumtrieb.  

Nicht beihilfefähig sind Flächen, die in der Regel als Wald oder zu nicht landwirtschaftlichen Zwecken genutzt werden. 

Die Mindestschlaggröße beträgt 0,1 ha. Werden in der Spalte 19 des Flächenverzeichnisses „3-Streifen am Waldrand 
(ohne Produktion) ÖVF“, „4-Pufferstreifen ÖVF AL“, „5-Pufferstreifen ÖVF GL“ oder „6-Feldrand ÖVF“ beantragt, so 
muss die Mindestschlaggröße von diesen zusammen mit dem Bezugschlag erfüllt werden. Nur in nachfolgend genann-
ten Fällen darf von der Mindestschlaggröße abgewichen werden: 

 Schlag, der sich in zwei Bundesländern befindet und für die Beantragung künstlich in zwei Schläge geteilt wird, da 
eine Schlag-Nr. nur in einem Bundesland verwendet werden darf 

 Schlag in NRW, der in 2 Schläge zu teilen ist, da aufgrund der Beantragung einer Maßnahme des Ländlichen 
Raums ein Teil des Schlages mit einer der folgenden Fruchtarten codiert werden muss: 563, 567, 572, 573, 574, 
575, 576  

Die Aktivierung von ZA kann mit Flächen aller im Verzeichnis der anzugebenden Kulturarten/Fruchtarten 2017 ge-
nannten Fruchtartcodierungen erfolgen, außer den folgenden Fruchtarten: 564, 865,907, 924, 956, 972, 973, 983, 
994, 995 und 996. 

Damit beihilfefähige Flächen im Rahmen der Basisprämie gefördert werden können, müssen diese Flächen zum Stich-
tag 15.05.2017 dem Antragsteller zur Verfügung stehen. Des Weiteren muss die landwirtschaftliche Nutzung das ganze 
Kalenderjahr gegeben sein.  

Flächen, die nicht zur Aktivierung von ZA genutzt werden sollen, sind in der Anlage A unter 2. aufzuführen. Flächen mit 
nicht beihilfefähigen Fruchtarten (564, 865, 907, 924, 956, 972, 973, 983, 994, 995 und 996) sind nicht gesondert anzu-
geben. Es ist  wichtig, dass bei der ELAN-Antragstellung alle Teilschläge, die bei der Basisprämie berücksichtigt werden 
sollen, die Bindung der Anlage A erhalten!  

Aus der Produktion genommene Flächen  
Werden Flächen freiwillig aus der Produktion genommen (Fruchtart 590,591, 592, 594) sind folgende Bestimmungen 
einzuhalten: 

 Die Flächen müssen in einem guten landwirtschaftlichen und ökologischen Zustand gehalten werden. 

 Sie dürfen weder zu landwirtschaftlichen noch zu nicht landwirtschaftlichen Zwecken genutzt werden. 

 Die Flächen sind der Selbstbegrünung zu überlassen oder durch gezielte Aussaat zu begrünen. 

 Darüber hinaus besteht eine Pflegeverpflichtung, die besagt, dass der Aufwuchs von aus der Produktion genom-
menen Flächen mindestens einmal jährlich zu zerkleinern und ganzflächig zu verteilen (Mulchen und Häckseln) 
oder mindestens einmal jährlich zu mähen und das Mähgut abzufahren ist. Eine Nutzung des Aufwuchses ist 
nicht zulässig. Die Pflegemaßnahmen dürfen in der Sperrfrist vom 1. April bis zum 30. Juni nicht durchgeführt wer-
den. 

 Soll die Fläche doch genutzt werden, so ist dies der zuständigen Kreisstelle mindestens 3 Tage vor der Nutzung 
schriftlich anzuzeigen, sofern die Nutzung innerhalb der Sperrfrist vom 1. April bis zum 30. Juni erfolgt. Eine Anzei-
gepflicht besteht jedoch immer, auch nach Ablauf der Sperrfrist, bei einer beabsichtigten Futternutzung von aus der 
Produktion genommenen Ackerflächen. In diesem Fall ist eine Umcodierung der Flächen in Ackerfutter erforderlich.  

Greeningprämie = Zahlung für dem Klima- und Umweltschutz förderliche Landbewirtschaftungsmethoden 

Durch die Beantragung der Basisprämie in der Anlage A wird auch die Greeningprämie beantragt. Diese erhalten Be-
triebsinhaber nur, wenn die Greening-Verpflichtungen eingehalten werden oder sie aus unterschiedlichen Gründen vom 
Greening befreit sind. Die Greeningprämie wird seit 2015 grundsätzlich für alle beihilfefähigen Flächen des Betriebes 
gewährt, für die der Betriebsinhaber im jeweiligen Antragsjahr einen Anspruch auf die Basisprämie hat. Die Greening-
prämie wird bundesweit als einheitliche Prämie gewährt und hatte im Jahr 2016 einen Wert von 87,31 € je ha. Die end-
gültige Prämienhöhe steht erst vier Wochen vor Auszahlung fest. Ein Verzicht auf die Greeningprämie, um von den 
Greening-Verpflichtungen entbunden zu sein, ist bei gleichzeitiger Beantragung der Basisprämie nicht möglich. Werden 
die Verpflichtungen nicht im vollen Umfang eingehalten, wird die Greeningprämie anteilig gekürzt. Weitere Informationen 
zum Greening entnehmen Sie bitte den entsprechenden, gesonderten Merkblättern.  

 

 


